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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 128/98 DER KOMMISSION

vom 19. Januar 1998

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21. Dezember 1994 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2375/96 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28. Dezember 1992 über die Rechnungsein-
heit und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik
anzuwendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 150/95 (4), insbesondere
auf Artikel 3 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der

pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 20. Januar 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 19. Januar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66.
(2) ABl. L 325 vom 14. 12. 1996, S. 5.
(3) ABl. L 387 vom 31. 12. 1992, S. 1.
(4) ABl. L 22 vom 31. 1. 1995, S. 1.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 19. Januar 1998 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 204 55,5
212 106,3
624 161,3
999 107,7

0707 00 05 624 201,3
999 201,3

0709 10 00 220 177,5
999 177,5

0709 90 70 052 130,6
204 117,1
999 123,9

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 46,8
204 44,4
212 41,5
220 47,3
400 54,1
448 29,7
600 49,7
624 53,9
999 45,9

0805 20 10 052 60,1
204 64,3
624 69,0
999 64,5

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90 052 51,5

204 73,5
464 136,3
624 78,7
999 85,0

0805 30 10 052 74,0
400 73,1
528 32,4
600 90,1
999 67,4

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 56,4
400 90,7
404 86,1
720 93,4
728 83,2
800 100,7
999 85,1

0808 20 50 052 139,4
064 60,0
388 96,8
400 102,1
999 99,6

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/97 der Kommission (ABl. L 321 vom 22. 11. 1997,
S. 19). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 129/98 DER KOMMISSION

vom 19. Januar 1998

zur Festsetzung der Mindestverkaufspreise für Butter und der Beihilfehöchstbe-
träge für Rahm, Butter und Butterfett für die 1. Einzelausschreibung im Rahmen

der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1587/96 (2), insbesondere
auf Artikel 6 Absätze 3 und 6 und Artikel 12 Absatz 3,
in Erwägung nachstehender Gründe:
Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2571/97 der Kommis-
sion vom 15. Dezember 1997 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln (3), verkaufen die
Interventionsstellen bestimmte Buttermengen aus ihren
Beständen durch Ausschreibung und gewähren für den
Rahm, die Butter und das Butterfett eine Beihilfe. Nach
Artikel 18 der genannten Verordnung werden aufgrund
der auf jede Einzelausschreibung eingegangenen Ange-
bote ein Mindestverkaufspreis für Butter sowie ein Beihil-
fehöchstbetrag für Rahm, Butter und Butterfett festge-
setzt, oder es wird beschlossen, der Ausschreibung keine
Folge zu leisten. Der genannte Mindestverkaufspreis und

der betreffende Beihilfehöchstbetrag können je nach
Verwendungszweck, Milchfettgehalt der Butter und
Verarbeitungsweise differenziert werden. Die Höhe der
Verarbeitungssicherheit(en) ist entsprechend festzulegen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die 1. Einzelausschreibung im Rahmen der mit der
Verordnung (EG) Nr. 2571/97 vorgesehenen Daueraus-
schreibung sind die Beihilfehöchstbeträge sowie die
Verarbeitungssicherheiten in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Für den Verkauf von Butter aus Interventionsbeständen
wird der Ausschreibung nicht stattgegeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 20. Januar 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 19. Januar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 13.
(2) ABl. L 206 vom 16. 8. 1996, S. 21.
(3) ABl. L 350 vom 20. 12. 1997, S. 3.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 19. Januar 1998 zur Festsetzung der Mindestverkaufs-
preise für Butter und der Beihilfehöchstbeträge für Rahm, Butter und Butterfett für die 1. Einzel-

ausschreibung im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß Verordnung (EG) Nr. 2571/97

(ECU/100 kg)

Formel A/C-D B

Verarbeitungsweise Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mit
Indikatoren

Ohne
Indikatoren

Mindest-
verkaufs- Butter

In unverändertem
Zustand    

preis A 82 %
Butterfett    

Verarbeitungssicherheit

In unverändertem
Zustand  

Butterfett  

Butter A 82 % 117 113 117 113

Beihilfe-
Butter : 82 %  108  

höchstbetrag
Butterfett 144 140 144 140

Rahm   50 48

Butter 129  129 
Verar-

beitungs- Butterfett 158  158 
sicherheit

Rahm   55 
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VERORDNUNG (EG) Nr. 130/98 DER KOMMISSION

vom 19. Januar 1998

bezüglich der im Rahmen der 100. Dauerausschreibung nach Verordnung (EWG)
Nr. 3398/91 durchgeführten Einzelausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1587/96 (2), insbesondere
auf Artikel 7 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3398/91 der
Kommission vom 20. November 1991 über den Verkauf
von zur Herstellung von Mischfutter bestimmten Mager-
milchpulver im Ausschreibungsverfahren (3), zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 2080/96 (4), führen
die Interventionsstellen für bestimmte, in ihrem Besitz
befindliche Magermilchpulvermengen ein Daueraus-
schreibungsverfahren durch.

Nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 3398/91 ist
aufgrund der zu jeder Einzelausschreibung eingegan-

genen Angebote ein Mindestverkaufspreis festzusetzen
oder die Ausschreibung aufzuheben.

Nach Prüfung der eingegangenen Angebote empfiehlt es
sich, der Ausschreibung nicht stattzugeben.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3398/91 durchge-
führten 100. Einzelausschreibung, für die die Frist zur
Einreichung der Angebote am 13. Januar 1998 abge-
laufen ist, wird nicht stattgegeben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 20. Januar 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 19. Januar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 13.
(2) ABl. L 206 vom 16. 8. 1996, S. 21.
(3) ABl. L 320 vom 22. 11. 1991, S. 16.
(4) ABl. L 279 vom 31. 10. 1996, S. 15.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 20. 1. 98L 14/6

RICHTLINIE 97/80/EG DES RATES

vom 15. Dezember 1997

über die Beweislast bei Diskriminierung aufgrund des Geschlechts

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf das Abkommen über die Sozialpolitik im
Anhang zu dem dem Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft beigefügten Protokoll (Nr. 14) über
die Sozialpolitik, insbesondere auf Artikel 2 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Ausgehend von dem Protokoll über die Sozialpolitik
im Anhang zum Vertrag haben die Mitgliedstaaten
mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs Groß-
britannien und Nordirland (nachstehend „Mitglied-
staaten“ genannt) in dem Wunsch, die Sozialcharta
von 1989 umzusetzen, ein Abkommen über die
Sozialpolitik geschlossen.

(2) Die Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer erkennt die Bedeutung der
Bekämpfung von Diskriminierungen jeglicher Art,
insbesondere aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe,
Rasse, Überzeugung oder Glauben, an.

(3) Artikel 16 der Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer über die Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen sieht unter
anderem vor, daß „überall dort, wo dies erforderlich
ist, die Maßnahmen zu verstärken (sind), mit denen
die Verwirklichung der Gleichheit von Männern und
Frauen, vor allem im Hinblick auf den Zugang zu
Beschäftigung, Arbeitsentgelt, sozialen Schutz, allge-
meine und berufliche Bildung sowie den beruflichen
Aufstieg, sichergestellt wird.“

(4) Die Kommission hat die Sozialpartner auf Gemein-
schaftsebene gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Abkom-
mens über die Sozilpolitik zu der Frage gehört, wie
eine Gemeinschaftsmaßnahme zur Regelung der
Beweislast bei Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts gegebenenfalls ausgerichtet werden
sollte.

(5) Die Kommission hat nach dieser Anhörung eine
Gemeinschaftsmaßnahme für zweckmäßig gehalten
und die Sozialpartner gemäß Artikel 3 Absatz 3 des
Abkommens über die Sozialpolitik erneut zum

Inhalt des in Aussicht genommenen Vorschlags
gehört; die Sozialpartner haben ihre Stellungnahme
abgegeben.

(6) Nach Abschluß dieser zweiten Anhörung haben die
Sozialpartner der Kommission nicht mitgeteilt, daß
sie den Prozeß nach Artikel 4 des Abkommens über
die Sozialpolitik, das zum Abschluß einer Vereinba-
rung führen kann, in Gang setzen wollen.

(7) Gemäß Artikel 1 des Abkommens haben die
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten unter
anderem das Ziel, die Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern. Die praktische Umsetzung
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen
und Männern trägt zur Verwirklichung dieses Ziels
bei.

(8) Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist niedergelegt in
Artikel 119 des Vertrags und in der Richtlinie 75/
117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Anwendung des Grundsatzes des
gleichen Entgelts für Männer und Frauen (4) sowie in
der Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9.
Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie
in bezug auf die Arbeitsbedingungen (5).

(9) Die Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19.
Oktober 1992 über die Durchführung von
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeit-
nehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeit-
nehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelricht-
linie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richt-
linie 89/391/EWG) (6) trägt ebenso zur Verwirkli-
chung der Gleichbehandlung von Frauen und
Männern bei. Sie soll die Wirksamkeit der obenge-
nannten Richtlinien über die Gleichbehandlung
nicht beeinträchtigen. Die Änderung der Regeln für
die Beweislastverteilung sollte auch für die von der
genannten Richtlinie betroffenen Arbeitnehme-
rinnen gelten.

(1) ABl. C 332 vom 7. 11. 1996, S. 11 und
ABl. C 185 vom 18. 6. 1997, S. 21.

(2) ABl. C 133 vom 28. 4. 1997, S. 34.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 10. April

1997 (ABl. C 132 vom 28. 4. 1997, S. 215), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom 24. Juli 1997 (ABl. C 307 vom 8.
10. 1997, S. 6) und Beschluß des Europäischen Parlaments
vom 6. November 1997 (ABl. C 358 vom 24. 11. 1997).

(4) ABl. L 45 vom 19. 2. 1975, S. 19.
(5) ABl. L 39 vom 14. 2. 1976, S. 40.
(6) ABl. L 348 vom 28. 11. 1992, S. 1.
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(10) Die Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni
1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlos-
senen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub (1)
beruht ebenfalls auf dem Grundsatz der Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen.

(11) Die Worte „gerichtlich“ und „Gericht“ beziehen sich
auf Verfahren, nach denen Streitfälle unabhängigen
Stellen zur Prüfung und Entscheidung vorgelegt
werden können, welche für die Parteien dieser Streit-
fälle bindende Beschlüsse fassen können.

(12) Unter „außergerichtlichen Verfahren“ sind insbeson-
dere Verfahren wie die gütliche Einigung und die
Vermittlung zu verstehen.

(13) Die Bewertung der Tatsachen, die das Vorliegen
einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminie-
rung vermuten lassen, obliegt dem einzelstaatlichen
Gericht oder einer anderen zuständigen Stelle im
Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften oder Gepflogenheiten.

(14) Es bleibt den Mitgliedstaaten überlassen, auf jeder
Stufe des Verfahrens eine für die klagende Partei
günstigere Beweislastregelung vorzusehen.

(15) Es muß den Besonderheiten der Rechtsordnungen
einiger Mitgliedstaaten Rechnung getragen werden,
unter anderem in den Fällen, in denen auf das
Vorliegen einer Diskriminierung geschlossen werden
kann, wenn es dem Beklagten nicht gelingt, das
Gericht oder die zuständige Stelle davon zu über-
zeugen, daß der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht
verletzt wurde.

(16) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, die
Regeln für die Beweislastverteilung auf Verfahren
anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sachver-
halts dem Gericht oder der zuständigen Stelle
obliegt. Dies betrifft Verfahren, in denen die
klagende Partei den Beweis des Sachverhalts, dessen
Ermittlung dem Gericht oder der zuständigen Stelle
obliegt, nicht anzutreten braucht.

(17) Der klagenden Partei stünde unter Umständen kein
wirksames Mittel zur Verfügung, um die Einhaltung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes vor den natio-
nalen Gerichten durchzusetzen, wenn der Beweis
des Anscheins einer Diskriminierung nicht dazu
führte, dem Beklagten die Beweislast dafür aufzuer-
legen, daß sein Verhalten in Wirklichkeit nicht
diskriminierend ist.

(18) Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
hat daher entschieden, daß eine Änderung der
Regeln für die Beweislastverteilung geboten ist,
wenn der Anschein einer Diskriminierung besteht,
und daß in solchen Fällen zur wirksamen Anwen-
dung des Gleichbehandlungsgrundsatzes eine Verla-

gerung der Beweislast auf die beklagte Partei erfor-
derlich ist.

(19) Eine mittelbare Diskriminierung ist noch schwie-
riger zu beweisen. Deshalb ist es wichtig, daß der
Begriff der mittelbaren Diskriminierung definiert
wird.

(20) Da eine angemessene Beweislastverlagerung nicht in
allen Mitgliedstaaten zufriedenstellend verwirklicht
wird, ist es gemäß dem Subsidiaritätsprinzip nach
Artikel 3b des Vertrags sowie dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit geboten, dieses Ziel auf
Gemeinschaftsebene zu verfolgen. Diese Richtlinie
beschränkt sich auf die erforderlichen Mindestvor-
schriften und geht nicht über das zu diesem Zweck
notwendige Maß hinaus 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Ziel

Mit dieser Richtlinie soll eine wirksamere Durchführung
der Maßnahmen gewährleistet werden, die von den
Mitgliedstaaten in Anwendung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes getroffen werden, damit jeder, der sich wegen
Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes für
beschwert hält, seine Rechte nach etwaiger Befassung
anderer zuständiger Stellen gerichtlich geltend machen
kann.

Artikel 2

Definitionen

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet der Ausdruck
„Gleichbehandlungsgrundsatz“, daß keine unmittelbare
oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts erfolgen darf.

(2) Im Sinne des in Absatz 1 genannten Gleichbehand-
lungsgrundsatzes liegt eine mittelbare Diskriminierung
vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften,
Kriterien oder Verfahren einen wesentlich höheren
Anteil der Angehörigen eines Geschlechts benachtei-
ligen, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Krite-
rien oder Verfahren sind angemessen und notwendig und
sind durch nicht auf das Geschlecht bezogene sachliche
Gründe gerechtfertigt.

Artikel 3

Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinie findet Anwendung auf

a) die Situationen, die von Artikel 119 des Vertrags und
den Richtlinien 75/117/EWG, 76/207/EWG, und 
sofern die Frage einer Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts angesprochen ist  den Richtlinien 92/
85/EWG und 96/34/EG erfaßt werden;(1) ABl. L 145 vom 19. 6. 1996, S. 4.
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b) zivil- und verwaltungsrechtliche Verfahren sowohl im
öffentlichen als auch im privaten Sektor, die Rechts-
behelfe nach innerstaatlichem Recht bei der Anwen-
dung der Vorschriften gemäß Buchstabe a) vorsehen,
mit Ausnahme der freiwilligen oder in den innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften vorgesehenen außergericht-
lichen Verfahren.

(2) Soweit von den Mitgliedstaaten nicht anders gere-
gelt, gilt diese Richtlinie nicht für Strafverfahren.

Artikel 4

Beweislast

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit dem
System ihrer nationalen Gerichtsbarkeit die erforderli-
chen Maßnahmen, nach denen dann, wenn Personen, die
sich durch die Verletzung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes für beschwert halten und bei einem Gericht bzw.
einer anderen zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft
machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder
mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es dem
Beklagten obliegt zu beweisen, daß keine Verletzung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen hat.

(2) Diese Richtlinie läßt das Recht der Mitgliedstaaten,
eine für die klagende Partei günstigere Beweislastrege-
lung vorzusehen, unberührt.

(3) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1
auf Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des
Sachverhalts dem Gericht oder einer anderen zuständigen
Stelle obliegt.

Artikel 5

Information

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die in
Anwendung dieser Richtlinie ergehenden Maßnahmen
sowie die bereits geltenden einschlägigen Vorschriften
allen Betroffenen in geeigneter Form bekanntgemacht
werden.

Artikel 6

Sicherung des Schutzniveaus

Die Durchführung dieser Richtlinie rechtfertigt in
keinem Fall eine Beeinträchtigung des allgemeinen
Schutzniveaus der Arbeitnehmer in dem von ihr abge-
deckten Bereich; das Recht der Mitgliedstaaten, als Reak-
tion auf eine veränderte Situation Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften zu erlassen, die sich von denen unter-
scheiden, die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser
Richtlinie in Kraft waren, bleibt unberührt, solange die
Mindestvorschriften dieser Richtlinie eingehalten werden.

Artikel 7

Durchführung

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie späte-
stens ab dem 1. Januar 2001 nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel-
heiten der Bezugnahme.

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission späte-
stens zwei Jahre nach Durchführung dieser Richtlinie
alle zweckdienlichen Angaben, damit die Kommission
einen Bericht an das Europäische Parlament und den Rat
über die Anwendung dieser Richtlinie erstellen kann.

Artikel 8

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 1997.

Im Namen des Rates

Der Präsident
J.-C. JUNCKER
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RICHTLINIE 97/81/EG DES RATES

vom 15. Dezember 1997

zu der von UNICE, CEEP and EGB geschlossenen Rahmenvereinigung über
Teilzeitarbeit

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf das Abkommen über die Sozialpolitik, das
dem Protokoll (Nr. 14) über die Sozialpolitik im Anhang
zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft beigefügt ist, insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Auf der Grundlage des Protokolls (Nr. 14) über die
Sozialpolitik haben die Mitgliedstaaten mit
Ausnahme des Vereinigten Königreichs Großbritan-
nien und Nordirland (im folgenden als „Mitglied-
staaten“ bezeichnet) in dem Wunsch, auf dem von
der Sozialcharta von 1989 vorgezeichneten Weg
weiterzugehen, ein Abkommen über die Sozialpolitik
geschlossen.

(2) Die Sozialpartner können entsprechend Artikel 4
Absatz 2 des Abkommens über die Sozialpolitik
gemeinsam beantragen, daß die auf Gemeinschafts-
ebene geschlossenen Vereinbarungen durch einen
Beschluß des Rates auf Vorschlag der Kommission
durchgeführt werden.

(3) Nummer 7 der Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer sieht unter anderem
folgendes vor: „Die Verwirklichung des Binnen-
marktes muß zu einer Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer in der Euro-
päischen Gemeinschaft führen. Dieser Prozeß erfolgt
durch eine Angleichung dieser Bedingungen auf
dem Wege des Fortschritts und betrifft namentlich
andere Arbeitsformen als das unbefristete Arbeitsver-
hältnis, wie das befristete Arbeitsverhältnis, Teilzeit-
arbeit, Leiharbeit und Saisonarbeit“.

(4) Der Rat hat weder zu dem Vorschlag für eine Richt-
linie über bestimmte Arbeitsverhältnisse im Hinblick
auf Wettbewerbsverzerrungen (1) in der geänderten
Fassung (2) noch zu dem Vorschlag für eine Richt-
linie über bestimmte Arbeitsverhältnisse hinsichtlich
der Arbeitsbedingungen (3) einen Beschluß gefaßt.

(5) Entsprechend den Schlußfolgerungen des Europä-
ischen Rates von Essen sind Maßnahmen zur Förde-
rung der Beschäftigung und Chancengleichheit
zwischen Frauen und Männern sowie Maßnahmen
zur Steigerung der Beschäftigungsintensität des

Wachstums, insbesondere durch eine flexiblere
Organisation der Arbeit, die sowohl den Wünschen
der Arbeitnehmer als auch den Erfordernissen des
Wettbewerbs gerecht wird, erforderlich.

(6) Die Kommission hat nach Artikel 3 Absatz 2 des
Abkommens über die Sozialpolitik die Sozialpartner
zu der Frage gehört, wie eine Gemeinschaftsaktion
zur Flexibilisierung der Arbeitszeit und zur Absiche-
rung der Arbeitnehmer gegebenenfalls ausgerichtet
werden sollte.

(7) Die Kommission, die nach dieser Anhörung eine
Gemeinschaftsaktion für zweckmäßig hielt, hat die
Sozialpartner nach Artikel 3 Absatz 3 des Abkom-
mens erneut zum Inhalt des in Aussicht genom-
menen Vorschlags gehört.

(8) Die europäischen Sozialpartner (Union der Industrie-
und Arbeitgeberverbände Europas (UNICE), Europä-
ischer Zentralverband der öffentlichen Wirtschaft
(CEEP) und Europäischer Gewerkschaftsbund (EGB))
haben der Kommission in einem gemeinsamen
Schreiben vom 19. Juni 1996 mitgeteilt, daß sie das
Verfahren nach Artikel 4 des Abkommens über die
Sozialpolitik in Gang setzen wollen. Sie haben die
Kommission in einem gemeinsamen Schreiben vom
12. März 1997 um eine zusätzliche Frist von drei
Monaten gebeten. Die Kommission hat ihnen diese
Frist eingeräumt.

(9) Die genannten Sozialpartner haben am 6. Juni 1997
eine Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit
geschlossen und der Kommission nach Artikel 4
Absatz 2 des Abkommens ihren gemeinsamen
Antrag auf Durchführung dieser Rahmenvereinba-
rung übermittelt.

(10) Der Rat hat in seiner Entschließung vom
6. Dezember 1994 zu bestimmten Perspektiven einer
Sozialpolitik der Europäischen Union: ein Beitrag
zur wirtschaftlichen und sozialen Konvergenz in der
Union (4) die Sozialpartner ersucht, die Möglich-
keiten zum Abschluß von Vereinbarungen wahrzu-
nehmen, weil sie in der Regel näher an den sozialen
Problemen und der sozialen Wirklichkeit sind.

(11) Die Unterzeichnerparteien wollten eine Rahmenver-
einbarung über Teilzeitarbeit schließen, in der die
allgemeinen Grundsätze und Mindestvorschriften für

(1) ABl. C 224 vom 8. 9. 1990, S. 6.
(2) ABl. C 305 vom 5. 12. 1990, S. 8.
(3) ABl. C 224 vom 8. 9. 1990, S. 4. (4) ABl. C 368 vom 23. 12. 1994, S. 6.
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die Teilzeitarbeit niedergelegt sind. Sie haben ihren
Willen bekundet, einen allgemeinen Rahmen für die
Beseitigung der Diskriminierungen von Teilzeitbe-
schäftigten zu schaffen und einen Beitrag zur
Entwicklung der Teilzeitarbeitsmöglichkeiten auf
einer für Arbeitgeber und Arbeitnehmer akzeptablen
Grundlage zu leisten.

(12) Die Sozialpartner wollten der Teilzeitarbeit beson-
dere Beachtung schenken, haben aber auch erklärt,
daß sie in Erwägung ziehen wollten, ob ähnliche
Vereinbarungen für andere Arbeitsformen erfor-
derlich sind.

(13) In den Schlußfolgerungen des Rates von Amsterdam
haben die Staats- und Regierungschefs der Mitglied-
staaten der Europäischen Union die Vereinbarung
der Sozialpartner über Teilzeitarbeit nachdrücklich
begrüßt.

(14) Der geeignete Rechtsakt zur Durchführung der
Rahmenvereinbarung ist eine Richtlinie im Sinne
von Artikel 189 des Vertrags. Diese ist für die
Mitgliedstaaten hinsichtlich des zu erreichenden
Ziels verbindlich, überläßt jedoch den einzelstaat-
lichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel.

(15) Entsprechend den in Artikel 3b des Vertrags
genannten Grundsätzen der Subsidiarität und der
Verhältnismäßigkeit können die Ziele dieser Richt-
linie auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend
erreicht werden, so daß sie besser auf Gemeinschafts-
ebene verwirklicht werden können. Die Richtlinie
geht nicht über das für die Erreichung dieser Ziele
Erforderliche hinaus.

(16) Bezüglich der in der Rahmenvereinbarung verwen-
deten, jedoch nicht genauer definierten Begriffe
überläßt es die Richtlinie — wie andere im Sozialbe-
reich erlassene Richtlinien, in denen ähnliche
Begriffe vorkommen — den Mitgliedstaaten, diese
Begriffe entsprechend ihrem nationalen Recht und/
oder ihrer nationalen Praxis zu definieren, vorausge-
setzt, diese Definitionen entsprechen inhaltlich dem
Rahmenabkommen.

(17) Die Kommission hat ihren Richtlinienvorschlag
entsprechend ihrer Mitteilung vom 14. Dezember
1993 über die Anwendung des Protokolls (Nr. 14)
über die Sozialpolitik und ihrer Mitteilung vom
18. September 1996 zur Entwicklung des sozialen
Dialogs auf Gemeinschaftsebene unter Berücksichti-
gung des Vertretungsanspruchs der Vertragsparteien,
ihres Mandats und der Rechtmäßigkeit der Bestim-
mungen der Rahmenvereinbarung ausgearbeitet.

(18) Die Kommission hat ihren Richtlinienvorschlag
unter Berücksichtigung des Artikels 2 Absatz 2 des
Abkommens über die Sozialpolitik ausgearbeitet,
wonach die Richtlinien im Bereich der Sozialpolitik

„keine verwaltungsmäßigen, finanziellen oder recht-
lichen Auflagen vorschreiben (sollen), die der Grün-
dung oder Entwicklung von kleinen und mittleren
Unternehmen entgegenstehen“.

(19) Im Einklang mit ihrer Mitteilung vom 14. Dezember
1993 über die Anwendung des Protokolls (Nr. 14)
über die Sozialpolitik hat die Kommission das Euro-
päische Parlament unterrichtet und ihm ihren Richt-
linienvorschlag mit der Rahmenvereinbarung über-
mittelt.

(20) Die Kommission hat außerdem den Wirtschafts-
und Sozialausschuß unterrichtet.

(21) Nach Paragraph 6 Absatz 1 der Rahmenvereinbarung
dürfen die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner
günstigere Bestimmungen beibehalten oder
einführen.

(22) Nach Paragraph 6 Absatz 2 des Rahmenabkommens
darf die Durchführung dieser Richtlinie nicht als
Rechtfertigung für eine Verschlechterung der derzeit
in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Situa-
tion dienen.

(23) Die Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer betont die Notwendigkeit, gegen
Diskriminierungen jeglicher Art, insbesondere
aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe, Rasse, Meinung
oder Glauben vorzugehen.

(24) Nach Artikel F Absatz 2 des Vertrags über die Euro-
päische Union achtet die Union die Grundrechte,
wie sie in der Europäischen Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemein-
samen Verfassungsüberlieferungen der Mitglied-
staaten als allgemeine Grundsätze des Gemein-
schaftsrechts ergeben.

(25) Die Mitgliedstaaten können den Sozialpartnern auf
deren gemeinsamen Antrag die Durchführung dieser
Richtlinie übertragen, sofern sie alle erforderlichen
Maßnahmen treffen, um jederzeit gewährleisten zu
können, daß die durch die Richtlinie vorgeschrie-
benen Ergebnisse erzielt werden.

(26) Die Durchführung der Rahmenvereinbarung trägt
zur Verwirklichung der in Artikel 1 des Abkommens
über die Sozialpolitik genannten Ziele bei —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Richtlinie soll die am 6. Juni 1997 zwischen
den europäischen Sozialpartnern (UNICE, CEEP, EGB)
geschlossene Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit, die
im Anhang enthalten ist, durchgeführt werden.
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Artikel 2

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richt-
linie nachzukommen, bis zum 20. Januar 2000 in Kraft
oder vergewissern sich spätestens zu diesem Zeitpunkt,
daß die Sozialpartner im Wege einer Vereinbarung die
erforderlichen Vorkehrungen getroffen haben; dabei
haben die Mitgliedstaaten alle notwendigen Maßnahmen
zu treffen, um jederzeit gewährleisten zu können, daß die
durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Ergebnisse
erzielt werden. Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis.

Den Mitgliedstaaten kann bei besonderen Schwierigkeiten
oder im Falle einer Durchführung mittels eines Tarifver-
trags eine zusätzliche Frist von höchstens einem Jahr
gewährt werden.

Sie setzen die Kommission umgehend von diesen Gege-
benheiten in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Unterab-
satz 1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst

oder bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richt-
linie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten
der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie im Anwendungsbereich dieser Richtlinie erlassen
haben oder erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 15. Dezember 1997.

Im Namen des Rates

Der Präsident

J.-C. JUNCKER
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ANHANG

UNION DER EUROPÄISCHEN INDUSTRIE- UND ARBEITGEBERVERBÄNDE

EUROPÄISCHER GEWERKSCHAFTSBUND

EUROPÄISCHER ZENTRALVERBAND DER ÖFFENTLICHEN WIRTSCHAFT

RAHMENVEREINBARUNG ÜBER TEILZEITARBEIT

Präambel

Die vorliegende Rahmenvereinbarung ist ein Beitrag zur allgemeinen europäischen Beschäftigungsstrategie.
Die Teilzeitarbeit hat in den letzten Jahren einen erheblichen Einfluß auf die Beschäftigungslage gehabt.
Aus diesem Grunde haben die Unterzeichner dieser Vereinbarung dieser Form der Arbeit vorrangige Beach-
tung eingeräumt. Die Parteien beabsichtigen, die Notwendigkeit ähnlicher Abkommen für andere flexible
Arbeitsformen in Erwägung zu ziehen.

Diese Vereinbarung legt in Anerkennung der Vielfalt der Verhältnisse in den Mitgliedstaaten und in der
Erkenntnis, daß die Teilzeitarbeit ein Merkmal der Beschäftigung in bestimmten Branchen und Tätigkeiten
ist, die allgemeinen Grundsätze und Mindestvorschriften für die Teilzeitarbeit nieder. Sie macht den Willen
der Sozialpartner deutlich, einen allgemeinen Rahmen für die Beseitigung von Diskriminierungen von Teil-
zeitbeschäftigten zu schaffen und einen Beitrag zur Entwicklung der Teilzeitarbeitsmöglichkeiten auf einer
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer akzeptablen Grundlage zu leisten.

Die Vereinbarung erstreckt sich auf die Beschäftigungsbedingungen von Teilzeitbeschäftigten und erkennt
an, daß Fragen der gesetzlichen Regelung der sozialen Sicherheit der Entscheidung der Mitgliedstaaten
unterliegen. Die Unterzeichnerparteien haben im Sinne des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung von der
Erklärung zur Beschäftigung des Europäischen Rates von Dublin im Dezember 1996 Kenntnis genommen,
in welcher der Rat unter anderem betont, daß die Systeme der sozialen Sicherheit beschäftigungsfreundlicher
gestaltet werden sollten, indem „Systeme der sozialen Sicherheit entwickelt werden, die sich an neue Arbeits-
strukturen anpassen lassen und die jedem, der im Rahmen solcher Strukturen arbeitet, auch einen angemes-
senen sozialen Schutz bieten.“ Die Unterzeichnerparteien sind der Ansicht, daß diese Erklärung in die Praxis
umgesetzt werden sollte.

EGB, UNICE und CEEP ersuchen die Kommission, diese Rahmenvereinbarung dem Rat vorzulegen, damit
deren Vorschriften in den Mitgliedstaaten, die das Abkommen über die Sozialpolitik, das dem Protokoll (Nr.
14) über die Sozialpolitik im Anhang zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt
ist, unterzeichnet haben, durch Ratsbeschluß verbindlich gemacht werden.

Die Unterzeichnerparteien ersuchen die Kommission, die Mitgliedstaaten in ihrem Vorschlag zur Umset-
zung dieser Vereinbarung aufzufordern, die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen,
um dem Ratsbeschluß innerhalb einer Frist von zwei Jahren nach seiner Verabschiedung nachzukommen,
oder sich zu vergewissern (1), daß die Sozialpartner im Wege einer Vereinbarung die erforderlichen
Maßnahmen vor Ablauf dieser Frist ergreifen. Den Mitgliedstaaten kann bei besonderen Schwierigkeiten
oder im Fall einer Durchführung im Wege eines Tarifvertrags höchstens ein zusätzliches Jahr gewährt
werden, um dieser Bestimmung nachzukommen.

Unbeschadet der jeweiligen Rolle der einzelstaatlichen Gerichte und des Gerichtshofs bitten die Unterzeich-
nerparteien darum, daß jede Frage im Hinblick auf die Auslegung dieser Vereinbarung auf europäischer
Ebene über die Kommission zunächst an sie weitergeleitet wird, damit sie eine Stellungnahme abgeben
können.

Allgemeine Erwägungen

1. Gestützt auf das Abkommen über die Sozialpolitik im Anhang zum Protokoll (Nr. 14) über die Sozialpo-
litik, das dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt ist, insbesondere auf
Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

2. Gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens über die Sozialpolitik erfolgt die Durchführung der auf
Gemeinschaftsebene geschlossenen Vereinbarungen auf gemeinsamen Antrag der Unterzeichnerparteien
durch einen Beschluß des Rates auf Vorschlag der Kommission.

3. Die Kommission kündigte in ihrem zweiten Konsultationspapier über die Flexibilität der Arbeitszeit und
die Absicherung der Arbeitnehmer an, eine gesetzlich bindende Gemeinschaftsmaßnahme vorschlagen zu
wollen.

(1) Im Sinne von Artikel 2 Absatz 4 des Abkommens über die Sozialpolitik im Anhang zum Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft.
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4. Die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Essen betonen nachdrücklich die Notwendigkeit von
Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung und Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern
und fordern Maßnahmen zur „Steigerung der Beschäftigungsintensität des Wachstums, insbesondere
durch eine flexiblere Organisation der Arbeit, die sowohl den Wünschen der Arbeitnehmer als auch den
Erfordernissen des Wettbewerbs gerecht wird“.

5. Die Unterzeichnerparteien messen denjenigen Maßnahmen Bedeutung zu, die den Zugang zur Teilzeitar-
beit für Frauen und Männer erleichtern, und zwar im Hinblick auf die Vorbereitung des Ruhestands, die
Vereinbarkeit von Beruf und Familienleben sowie die Nutzung von allgemeinen und beruflichen
Bildungsmöglichkeiten zur Verbesserung ihrer Fertigkeiten und ihres beruflichen Fortkommens, im
beiderseitigen Interesse der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und auf eine Weise, die die Entwicklung
der Unternehmen begünstigt.

6. Diese Vereinbarung überläßt es den Mitgliedstaaten und den Sozialpartnern, die Anwendungsmodalitäten
dieser allgemeinen Grundsätze, Mindestvorschriften und Bestimmungen zu definieren, um so der jewei-
ligen Situation der einzelnen Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen.

7. Diese Vereinbarung berücksichtigt die Notwendigkeit, die sozialpolitischen Anforderungen zu verbessern,
die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft der Gemeinschaft zu stärken, und zu vermeiden, daß verwal-
tungstechnische, finanzielle und rechtliche Zwänge auferlegt werden, die die Gründung und Entwicklung
von kleinen und mittleren Unternehmen hemmen könnten.

8. Die Sozialpartner sind am besten in der Lage, Lösungen zu finden, die den Bedürfnissen der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer gerecht werden; daher ist ihnen eine besondere Rolle bei der Umsetzung und
Anwendung dieser Vereinbarung einzuräumen —

DIE UNTERZEICHNERPARTEIEN HABEN FOLGENDE VEREINBARUNG GESCHLOSSEN:

Paragraph 1: Ziel

Diese Rahmenvereinbarung soll

a) die Beseitigung von Diskriminierungen von Teilzeitbeschäftigten sicherstellen und die Qualität der Teil-
zeitarbeit verbessern;

b) die Entwicklung der Teilzeitarbeit auf freiwilliger Basis fördern und zu einer flexiblen Organisation der
Arbeitszeit beitragen, die den Bedürfnissen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Rechnung trägt.

Paragraph 2: Anwendungsbereich

1. Die vorliegende Vereinbarung gilt für Teilzeitbeschäftigte, die nach den Rechtsvorschriften, Tarifverträgen
oder Gepflogenheiten in dem jeweiligen Mitgliedstaat einen Arbeitsvertrag haben oder in einem Arbeits-
verhältnis stehen.

2. Nach Anhörung der Sozialpartner gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, den Tarifverträgen
oder Gepflogenheiten können die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner auf der entsprechenden
Ebene in Übereinstimmung mit den einzelstaatlichen Praktiken im Bereich der Arbeitsbeziehungen aus
sachlichen Gründen Teilzeitbeschäftigte, die nur gelegentlich arbeiten, ganz oder teilweise ausschließen.
Dieser Ausschluß sollte regelmäßig daraufhin überprüft werden, ob die sachlichen Gründe, auf denen er
beruht, weiter vorliegen.

Paragraph 3: Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Vereinbarung ist

1. „Teilzeitbeschäftigter“ ein Arbeitnehmer, dessen normale, auf Wochenbasis oder als Durchschnitt eines
bis zu einem Jahr reichenden Beschäftigungszeitraumes berechnete Arbeitszeit unter der eines vergleich-
baren Vollzeitbeschäftigten liegt;

2. „vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter“ ein Vollzeitbeschäftigter desselben Betriebs mit derselben Art von
Arbeitsvertrag oder Beschäftigungsverhältnis, der in der gleichen oder einer ähnlichen Arbeit/Beschäfti-
gung tätig ist, wobei auch die Betriebszugehörigkeitsdauer und die Qualifikationen/Fertigkeiten sowie
andere Erwägungen heranzuziehen sind.

Ist in demselben Betrieb kein vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter vorhanden, so erfolgt der Vergleich
anhand des anwendbaren Tarifvertrages oder, in Ermangelung eines solchen, gemäß den gesetzlichen oder
tarifvertraglichen Bestimmungen oder den nationalen Gepflogenheiten.

Paragraph 4: Grundsatz der Nichtdiskriminierung

1. Teilzeitbeschäftigte dürfen in ihren Beschäftigungsbedingungen nur deswegen, weil sie teilzeitbeschäftigt
sind, gegenüber vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten nicht schlechter behandelt werden, es sei denn, die
unterschiedliche Behandlung ist aus objektiven Gründen gerechtfertigt.

2. Es gilt, wo dies angemessen ist, der Pro-rata-temporis-Grundsatz.
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3. Die Anwendungsmodalitäten dieser Vorschrift werden von den Mitgliedstaaten und/oder den Sozialpart-
nern unter Berücksichtigung der Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und der einzelstaatlichen gesetz-
lichen und tarifvertraglichen Bestimmungen und Gepflogenheiten festgelegt.

4. Wenn dies aus sachlichen Gründen gerechtfertigt ist, können die Mitgliedstaaten nach Anhörung der
Sozialpartner gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen oder Gepflogenheiten und/
oder die Sozialpartner gegebenenfalls den Zugang zu besondereren Beschäftigungsbedingungen von einer
bestimmten Betriebszugehörigkeitsdauer, der Arbeitszeit oder Lohn- und Gehaltsbedingungen abhängig
machen. Die Zugangskriterien von Teilzeitbeschäftigten zu besonderen Beschäftigungsbedingungen
sollten regelmäßig unter Berücksichtigung des in Paragraph 4 Nummer 1 genannten Grundsatzes der
Nichtdiskriminierung überprüft werden.

Paragraph 5: Teilzeitarbeitsmöglichkeiten

1. Im Rahmen des Paragraphen 1 dieser Vereinbarung und im Einklang mit dem Grundsatz der Nichtdis-
kriminierung von Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigten,

a) sollten die Mitgliedstaaten nach Anhörung der Sozialpartner gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften oder Gepflogenheiten Hindernisse rechtlicher oder verwaltungstechnischer Natur, die die
Teilzeitarbeitsmöglichkeiten beschränken können, identifizieren und prüfen und sie gegebenenfalls
beseitigen;

b) sollten die Sozialpartner innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches durch tarifvertraglich vorgesehene
Verfahren Hindernisse, die die Teilzeitarbeitsmöglichkeiten beschränken können, identifizieren und
prüfen und sie gegebenenfalls beseitigen.

2. Die Weigerung eines Arbeitnehmers, von einem Vollzeitarbeitsverhältnis in ein Teilzeitarbeitsverhältnis
oder umgekehrt überzuwechseln, sollte, unbeschadet der Möglichkeit, gemäß den gesetzlichen und tarif-
vertraglichen Bestimmungen und den nationalen Gepflogenheiten aus anderen Gründen, wie etwa wegen
betrieblicher Notwendigkeit, Kündigungen auszusprechen, als solche keinen gültigen Kündigungsgrund
darstellen.

3. Die Arbeitgeber sollten, soweit dies möglich ist,

a) Anträge von Vollzeitbeschäftigten auf Wechsel in ein im Betrieb zur Verfügung stehendes Teilzeitar-
beitsverhältnis berücksichtigen;

b) Anträge von Teilzeitbeschäftigung auf Wechsel in ein Vollzeitarbeitsverhältnis oder auf Erhöhung
ihrer Arbeitszeit, wenn sich diese Möglichkeit ergibt, berücksichtigen;

c) bemüht sein, zur Erleichterung des Wechsels von einem Vollzeit- in ein Teilzeitarbeitsverhältnis und
umgekehrt rechtzeitig Informationen über Teilzeit- oder Vollzeitarbeitsplätze, die im Betrieb zur
Verfügung stehen, bereitzustellen;

d) Maßnahmen, die den Zugang zur Teilzeitarbeit auf allen Ebenen des Unternehmens einschließlich
qualifizierten und leitenden Stellungen erleichtern, und in geeigneten Fällen auch Maßnahmen, die
den Zugang von Teilzeitbeschäftigten zur beruflichen Bildung erleichtern, zur Förderung des beruf-
lichen Fortkommens und der beruflichen Mobilität in Erwägung ziehen;

e) bemüht sein, den bestehenden Arbeitnehmervertretungsgremien geeignete Informationen über die
Teilzeitarbeit in dem Unternehmen zur Verfügung zu stellen.

Paragraph 6: Umsetzungsbestimmungen

1. Die Mitgliedstaaten und/oder die Sozialpartner können günstigere Bestimmungen beibehalten oder
einführen, als sie in dieser Vereinbarung vorgesehen sind.

2. Die Umsetzung dieser Vereinbarung rechtfertigt nicht eine Verringerung des allgemeinen Schutzniveaus
der Arbeitnehmer in dem unter diese Vereinbarung fallenden Bereich; dies berührt nicht das Recht der
Mitgliedstaaten und/oder der Sozialpartner, bei Veränderungen der Umstände unterschiedliche Rechts-
und Verwaltungsvorschriften oder tarifvertragliche Regelungen zu entwickeln, und steht der Anwendung
von Paragraph 5.1 nicht entgegen, sofern der in Paragraph 4. 1 festgelegte Grundsatz der Nichtdiskrimi-
nierung eingehalten wird.

3. Diese Vereinbarung beeinträchtigt nicht das Recht der Sozialpartner auf der entsprechenden Ebene,
einschließlich der europäischen Ebene, Übereinkünfte zur Anpassung und/oder Ergänzung dieser Ver-
einbarung zu schließen, um besonderen Bedürfnissen der betroffenen Sozialpartner Rechnung zu tragen.

4. Diese Vereinbarung gilt unbeschadet spezifischer Gemeinschaftsbestimmungen, insbesondere der
Gemeinschaftsbestimmungen zur Gleichbehandlung und Chancengleichheit von Männern und Frauen.

5. Die Vermeidung und Behebung von Streitfällen aufgrund der Anwendung dieser Vereinbarung erfolgt
gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, Tarifverträgen oder Gepflogenheiten.

6. Die Unterzeichnerparteien überprüfen die Anwendung dieser Vereinbarung fünf Jahre nach Erlaß des
Ratsbeschlusses, wenn einen von ihnen einen entsprechenden Antrag stellt.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 20. November 1997

zur Genehmigung der in einem Dokument zusammengefaßten Programmpla-
nung für die Strukturinterventionen der Gemeinschaft in der in Frankreich

unter das Ziel 2 fallenden Region Lorraine

(Nur der französische Text ist verbindlich)

(98/77/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates
vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koordinierung
der Interventionen der verschiedenen Strukturfonds einer-
seits und zwischen diesen und den Interventionen der
Europäischen Investitionsbank und der sonstigen vorhan-
denen Finanzinstrumente andererseits (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3193/94 (2), insbesondere
auf Artikel 10 Absatz 1 letzter Unterabsatz,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für die
Entwicklung und Umstellung der Regionen und des
Ausschusses gemäß Artikel 124 des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Das Verfahren für die Planung der Strukturinterventionen
im Rahmen von Ziel 2 ist in Artikel 9 Absätze 6 bis 10
der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates vom 24.
Juni 1988 über Aufgaben und Effizienz der Strukturfonds
und über die Koordinierung ihrer Interventionen unter-
einander sowie mit denen der Europäischen Investitions-
bank und der anderen vorhandenen Finanzinstrumente (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3193/94,
beschrieben. Gemäß Artikel 5 Absatz 2 letzter Unterab-

satz der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 können die
Mitgliedstaaten jedoch die für den Regionalentwicklungs-
plan gemäß Artikel 9 Absatz 8 der Verordnung (EWG)
Nr. 2052/88 erforderlichen Angaben und die gemäß
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88
erforderlichen Angaben in einem einzigen Dokument für
die Programmplanung vorlegen. Gemäß Artikel 10 Absatz
1 letzter Unterabsatz legt die Kommission in diesem Fall
die Einzelheiten gemäß Artikel 8 Absatz 3 und die Betei-
ligung der Fonds gemäß Artikel 14 Absatz 3 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 in einer
einzigen Entscheidung fest.

Die Kommission hat mit der Entscheidung 96/472/EG (4)
das Verzeichnis der Industriegebiete mit rückläufiger
Entwicklung, die unter das Ziel 2 fallen, für den Program-
mierungszeitraum von 1997 bis 1999 aufgestellt.

Der vorgesehene Höchstbetrag der Beteiligung der Struk-
turfonds an dem vorliegenden Dokument der Programm-
planung setzt sich zusammen aus den Richtanteilen für
die Aufteilung der Verpflichtungsermächtigungen der
Strukturfonds im Rahmen von Ziel 2 für den Program-
mierungszeitraum 1997 bis 1999 entsprechend der
Entscheidung 96/468/EG der Kommission (5) und nicht
verwendeten Finanzmitteln in Höhe von 31,086
Millionen ECU aus dem entsprechenden Dokument der
Programmplanung für den Programmierungszeitraum
1994 bis 1996 entsprechend der Entscheidung K(96) 4156
der Kommission vom 18. Dezember 1996.

(1) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 1.
(2) ABl. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 11.
(3) ABl. L 185 vom 15. 7. 1988, S. 9.

(4) ABl. L 193 vom 3. 8. 1996, S. 54.
(5) ABl. L 192 vom 2. 8. 1996, S. 29.
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Die französische Regierung hat der Kommission am 10.
Januar 1997 gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 4253/88 die in einem Dokument zusammen-
gefaßte Programmplanung für die Region Lorraine vorge-
legt. Dieses Dokument enthält die in Artikel 9 Absatz 8
der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 und in Artikel 14
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 genannten
Angaben. Die im Rahmen dieses Dokuments der
Programmplanung getätigten Ausgaben sind von diesem
Zeitpunkt an förderungsfähig.

Das von diesem Mitgliedstaat vorgelegte Dokument der
Programmplanung enthält unter anderem die Beschrei-
bung der gewählten Schwerpunkte, die Anträge auf Betei-
ligung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) und des Europäischen Sozialfonds (ESF) sowie
Angaben zur Verwendung der vorgesehenen Mittel der
Europäischen Investitionsbank (EIB) und der sonstigen
Finanzinstrumente für die Durchführung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung.

Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 hat
die Kommission im Rahmen der Partnerschaft die Koor-
dinierung und die Kohärenz zwischen der Beteiligung der
Fonds und den Interventionen der EIB und der sonstigen
Finanzinstrumente zu gewährleisten.

Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
4253/88, der entsprechend für die Erstellung des Doku-
ments der Programmplanung gilt, wurde die EIB zur
Erstellung des Dokuments der Programmplanung hinzu-
gezogen. Sie erklärte sich bereit, zur Verwirklichung
dieser Programmplanung im Einklang mit ihrer Satzung
beizutragen. Jedoch ist es gegenwärtig noch nicht
möglich, die dem Finanzierungsbedarf entsprechenden
Gemeinschaftsdarlehen genau zu ermitteln.

Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1866/90
der Kommission vom 2. Juli 1990 über die Einzelheiten
der Verwendung des Ecu beim Haushaltsvollzug für die
Strukturfonds (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2745/94 (2), bestimmt, daß die in den Entschei-
dungen der Kommission zur Genehmigung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung, der für
den gesamten Zeitraum beschlossene Gemeinschaftsbei-
trag und die jährliche Aufteilung dieser Mittel in Ecu zu
Preisen des Jahres, in dem die betreffende Entscheidung
ergeht, ausgedrückt werden und der Indexierung unter-
liegen. Diese jährliche Aufteilung der Mittel muß der
Progression der Verpflichtungsermächtigungen gemäß
Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88
entsprechen. Für die Indexierung gilt ein einziger Satz
pro Jahr, der demjenigen entspricht, anhand dessen die
Haushaltsmittel im Rahmen der jährlichen technischen
Anpassung der Finanziellen Vorausschau indexiert
werden.

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4254/88 des
Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 in bezug auf den Euro-

päischen Fonds für regionale Entwicklung (3), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2083/93 (4), sind die
Aktionen beschrieben, an deren Finanzierung sich der
EFRE beteiligen kann.

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4255/88 des
Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europä-
ischen Sozialfonds (5), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2084/93 (6), sind die Aktionen beschrieben, an
deren Finanzierung sich der ESF beteiligen kann.

Das Dokument der Programmplanung wurde im Einver-
nehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat im Rahmen
der Partnerschaft gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2052/88 ausgearbeitet.

Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88
sieht vor, daß die Mitgliedstaaten der Kommission die
geeigneten finanziellen Angaben zur Überprüfung der
Einhaltung des Zusätzlichkeitsprinzips zur Verfügung
stellen. Die im Rahmen der Partnerschaft vorgenommene
Auswertung der von den zuständigen französichen Stellen
vorgelegten Angaben haben diese Überprüfung noch
nicht ermöglicht. Daher empfiehlt es sich, die Zahlungen
nach dem ersten Vorschuß gemäß Artikel 21 Absatz 2
derselben Verordnung an auszusetzen, bis die Kommis-
sion die Einhaltung der Zusätzlichkeit überprüft hat.

Diese Intervention erfüllt die Bedingungen von Artikel 13
der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 und wird folglich auf
der Grundlage eines integrierten Konzepts durchgeführt,
an dessen Finanzierung sich mehrere Fonds beteiligen.

Gemäß Artikel 1 der Haushaltsordnung vom 21.
Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europä-
ischen Gemeinschaften (7), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG, Euratom, EGKS) Nr. 2335/95 (8), ist bei
rechtlichen Verpflichtungen, die für Maßnahmen einge-
gangen worden sind, deren Durchführung sich über mehr
als ein Haushaltsjahr erstreckt, ein Durchführungstermin
festzulegen, der gegenüber dem Begünstigten zum Zeit-
punkt der Beihilfegewährung in geeigneter Form zu
bestimmen ist.

Es empfiehlt sich, darauf hinzuweisen, daß die vorlie-
gende Entscheidung den Vorschriften der Entscheidung
K(97) 1035/1 der Kommission vom 23. April 1997 zur
Änderung der Entscheidungen betreffend die Genehmi-
gung von Gemeinschaftlichen Förderkonzepten, Einheit-
lichen Programmplanungsdokumenten und Programmen
im Rahmen der Gemeinschaftsinitiativen, die im
Hinblick auf Frankreich getroffen worden sind, bezüglich
der Förderfähigkeit der Ausgaben unterworfen ist.

Alle sonstigen Bedingungen für die Gewährung einer
Beteiligung des EFRE und des ESF sind erfüllt —

(1) ABl. L 170 vom 3. 7. 1990, S. 36.
(2) ABl. L 290 vom 11. 11. 1994, S. 4.

(3) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 15.
(4) ABl. L 193 vom 31. 7. 1993, S. 34.
(5) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 21.
(6) ABl. L 193 vom 31. 7. 1993, S. 39.
(7) ABl. L 356 vom 31. 12. 1977, S. 1.
(8) ABl. L 240 vom 7. 10. 1995, S. 12.
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in einem Dokument zusammengefaßte Programm-
planung für die Strukturinterventionen der Gemeinschaft
in der in Frankreich unter das Ziel 2 fallenden Region
Lorraine für den Zeitraum vom 1. Januar 1997 bis 31.
Dezember 1999 wird genehmigt.

Artikel 2

Das Dokument der Programmplanung enthält folgende
wesentliche Einzelheiten:

a) die prioritären Schwerpunkte für die gemeinsame
Aktion, ihre quantifizierten spezifischen Ziele, die
Beurteilung der erwarteten Auswirkungen und ihrer
Kohärenz mit der Wirtschafts-, Sozial- und Regional-
politik in Frankreich;

die prioritären Schwerpunkte sind die folgenden:

1. Förderung der Aktivitätsschaffung,

2. Fortsetzung der Förderung des Europäischen
Entwicklungspols (PED),

3. Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen,

4. Förderung des Umfeldes und der Qualität der
Ausbildung,

5. Umweltverbesserung,

6. Förderung der Stadterneuerung und Stärkung
benachteiligter Stadtviertel,

7. Förderung des Fremdenverkehrspotentials,

8. technische Hilfe;

b) die Beteiligung der Strukturfonds gemäß Artikel 4;

c) die Einzelheiten der Durchführung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung,
darunter:

— die Einzelheiten der Begleitung und Bewertung,

— die Bestimmungen über die finanzielle Abwick-
lung,

— die Vorschriften zu Beachtung der Gemeinschafts-
politiken;

d) die Einzelheiten der Überprüfung der Zusätzlichkeit;

e) die Vorkehrungen für die Beteiligung der Umweltbe-
hörden an der Durchführung der in einem Dokument
zusammengefaßten Programmplanung;

f) die Bereitstellung von Mitteln für die technische Hilfe
zur Vorbereitung, Durchführung oder Anpassung der
betreffenden Aktionen.

Artikel 3

(1) Zu Zwecken der Indexierung beträgt die jährliche
Aufteilung der höchstmöglichen globalen Mittelzuwei-
sung für den Beitrag der Strukturfonds:

in Millionen ECU (Preise 1997)

1997 45,609

1998 47,408

1999 49,484

Insgesamt 142,501

(2) Zu dieser höchstmöglichen globalen Mittelzuwei-
sung kommt ein nicht der Indexierung unterliegender
Betrag von 31,086 Millionen ECU aus nicht verwendeten
Finanzmitteln des entsprechenden Dokuments der
Programmplanung für den Programmierungszeitraum
1994 bis 1996 hinzu.

Artikel 4

Die im Rahmen des Dokuments der Programmplanung
gewährte Beteiligung der Strukturfonds beträgt höchstens
173,587 Millionen ECU.

Die Einzelheiten für die Gewährung der finanziellen
Beteiligung, einschließlich der Beteiligung der Fonds an
den einzelnen Schwerpunkten und Maßnahmen, sind im
Finanzierungsplan und in den detaillierten Durchfüh-
rungsvorschriften, die Bestandteile des Dokuments der
Programmplanung sind, aufgeführt.

Der vorgesehene nationale Finazierungsbedarf in Höhe
von etwa 195 Millionen ECU für den öffentlichen und 12
Millionen ECU für den privaten Bereich kann teilweise
durch Gemeinschaftsdarlehen, insbesondere der EIB,
gedeckt werden.

Artikel 5

(1) Der Gesamtbetrag der gewährten Gemeinschaftsbe-
teiligung wird zwischen den Strukturfonds wie folgt
aufgeteilt:

— EFRE 143,527 Millionen ECU
— ESF 30,060 Millionen ECU.

(2) Die Mittelbindungen für die erste Jahrestranche
sind die folgenden:

— EFRE 45,928 Millionen ECU
— ESF 9,620 Millionen ECU.

Die Mittelbindungen für die darauffolgenden Jahres-
tranchen werden sich auf den Finanzierungsplan des
Dokuments der Programmplanung und auf die bei der
Durchführung erzielten Forschritte stützen.

(3) Die Zahlungen für die finanziellen Beteiligungen
werden nach dem ersten Vorschuß gemäß Artikel 21
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 ausgesetzt,
bis die Kommission auf der Grundlage geeigneter
Angaben des Mitgliedstaats die Einhaltung des Zusätz-
lichkeitsprinzips überprüft hat.
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Artikel 6

Die Aufteilung auf die Strukturfonds und die Einzelheiten
für die Gewährung der Beteiligung können sich später
entsprechend den Anpassungen ändern, die unter Beach-
tung der Verfügbarkeit der Haushaltsmittel und der Haus-
haltsbestimmungen nach dem Verfahren des Artikels 25
Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 beschlossen
werden.

Artikel 7

Die Gemeinschaftsbeteiligung bezieht sich auf Ausgaben
für die Maßnahmen im Rahmen des Dokuments der
Programmplanung, für die in dem Mitgliedstaat verbind-
liche Vereinbarungen getroffen und die erforderlichen
Mittel spätestens am 31. Dezember 1999 gebunden
worden sind. Die Ausgaben für diese Maßnahmen werden
bis zum 31. Dezember 2001 berücksichtigt.

Artikel 8

Das Dokument der Programmplanung ist in Überein-
stimmung mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit
den Artikeln 6, 30, 48, 52 und 59 des Vertags, sowie mit

den Gemeinschaftsrichtlinien über die Koordinierung der
Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge auszu-
führen.

Artikel 9

Diese Entscheidung ist den im Anhang der Entscheidung
K(97) 1035/1 aufgeführten Vorschriften unterworfen.

Artikel 10

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik
gerichtet.

Brüssel, den 20. November 1997

Für die Kommission

Monika WULF-MATHIES

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 18. Dezember 1997

zur Genehmigung der in einem Dokument zusammengefaßten Programmpla-
nung für die Strukturinterventionen der Gemeinschaft in der in Italien unter das

Ziel 2 fallenden Region Friuli-Venezia Giulia

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(98/78/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates
vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koordinierung
der Interventionen der verschiedenen Strukturfonds einer-
seits und zwischen diesen und den Interventionen der
Europäischen Investitionsbank und der sonstigen vorhan-
denen Finanzinstrumente andererseits (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3193/94 (2), insbesondere
auf Artikel 10 Absatz 1 letzter Unterabsatz,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für die
Entwicklung und Umstellung der Regionen und des
Ausschusses gemäß Artikel 124 des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Das Verfahren für die Planung der Strukturinterventionen
im Rahmen von Ziel 2 ist in Artikel 9 Absätze 6 bis 10
der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates vom 24.
Juni 1988 über Aufgaben und Effizienz der Strukturfonds
und über die Koordinierung ihrer Interventionen unter-
einander sowie mit denen der Europäischen Investitions-
bank und der anderen vorhandenen Finanzinstrumente (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3193/94,
beschrieben. Gemäß Artikel 5 Absatz 2 letzter Unterab-
satz der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 können die
Mitgliedstaaten jedoch die für den Regionalentwicklungs-
plan gemäß Artikel 9 Absatz 8 der Verordnung (EWG)
Nr. 2052/88 erforderlichen Angaben und die gemäß
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88
erforderlichen Angaben in einem einzigen Dokument für
die Programmplanung vorlegen. Gemäß Artikel 10 Absatz
1 letzter Unterabsatz legt die Kommission in diesem Fall
die Einzelheiten gemäß Artikel 8 Absatz 3 und die Betei-
ligung der Fonds gemäß Artikel 14 Absatz 3 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 in einer
einzigen Entscheidung fest.

Die Kommission hat mit der Entscheidung 96/472/EG (4)
das Verzeichnis der Industriegebiete mit rückläufiger

Entwicklung, die unter das Ziel 2 fallen, für den Program-
mierungszeitraum von 1997 bis 1999 aufgestellt.

Der vorgesehene Höchstbetrag der Beteiligung der Struk-
turfonds an dem vorliegenden Dokument der Programm-
planung setzt sich zusammen aus den Richtanteilen für
die Aufteilung der Verpflichtungsermächtigungen der
Strukturfonds im Rahmen von Ziel 2 für den Program-
mierungszeitraum 1997 bis 1999 entsprechend der
Entscheidung 96/468/EG der Kommission (5) und nicht
verwendeten Finanzmitteln in Höhe von 10,242
Millionen ECU aus dem entsprechenden Dokument der
Programmplanung für den Programmierungszeitraum
1994 bis 1996 entsprechend der Entscheidung K(96)
4171/2 der Kommission vom 18. Dezember 1996.

Die italienische Regierung hat der Kommission am 8.
August 1996 gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 4253/88 die in einem Dokument zusammen-
gefaßte Programmplanung für die Region Friuli-Venezia
Giulia vorgelegt. Dieses Dokument enthält die in Artikel
9 Absatz 8 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 und in
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88
genannten Angaben. Die im Rahmen dieses Dokuments
der Programmplanung getätigten Ausgaben sind von
diesem Zeitpunkt an förderungsfähig.

Das von diesem Mitgliedstaat vorgelegte Dokument der
Programmplanung enthält unter anderem die Beschrei-
bung der gewählten Schwerpunkte, die Anträge auf Betei-
ligung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) und des Europäischen Sozialfonds (ESF) sowie
Angaben zur Verwendung der vorgesehenen Mittel der
Europäischen Investitionsbank (EIB) und der sonstigen
Finanzinstrumente für die Durchführung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung.

Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 hat
die Kommission im Rahmen der Partnerschaft die Koor-
dinierung und die Kohärenz zwischen der Beteiligung der
Fonds und den Interventionen der EIB und der sonstigen
Finanzinstrumente zu gewährleisten.

Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
4253/88, der entsprechend für die Erstellung des Doku-
ments der Programmplanung gilt, wurde die EIB zur
Erstellung des Dokuments der Programmplanung hinzu-(1) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 1.

(2) ABl. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 11.
(3) ABl. L 185 vom 15. 7. 1988, S. 9.
(4) ABl. L 193 vom 3. 8. 1996, S. 54. (5) ABl. L 192 vom 2. 8. 1996, S. 29.
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gezogen. Sie erklärte sich bereit, zur Verwirklichung
dieser Programmplanung im Einklang mit ihrer Satzung
beizutragen. Jedoch ist es gegenwärtig noch nicht
möglich, die dem Finanzierungsbedarf entsprechenden
Gemeinschaftsdarlehen genau zu ermitteln.

Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1866/90
der Kommission vom 2. Juli 1990 über die Einzelheiten
der Verwendung des Ecu beim Haushaltsvollzug für die
Strukturfonds (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2745/94 (2), bestimmt, daß die in den Entschei-
dungen der Kommission zur Genehmigung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung, der für
den gesamten Zeitraum beschlossene Gemeinschaftsbei-
trag und die jährliche Aufteilung dieser Mittel in Ecu zu
Preisen des Jahres, in dem die betreffende Entscheidung
ergeht, ausgedrückt werden und der Indexierung unter-
liegen. Diese jährliche Aufteilung der Mittel muß der
Progression der Verpflichtungsermächtigungen gemäß
Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88
entsprechen. Für die Indexierung gilt ein einziger Satz
pro Jahr, der demjenigen entspricht, anhand dessen die
Haushaltsmittel im Rahmen der jährlichen technischen
Anpassung der Finanziellen Vorausschau indexiert
werden.

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4254/88 des
Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 in bezug auf den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung (3), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2083/93 (4), sind die
Aktionen beschrieben, an deren Finanzierung sich der
EFRE beteiligen kann.

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4255/88 des
Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europä-
ischen Sozialfonds (5), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2084/93 (6), sind die Aktionen beschrieben, an
deren Finanzierung sich der ESF beteiligen kann.

Das Dokument der Programmplanung wurde im Einver-
nehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat im Rahmen
der Partnerschaft gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2052/88 ausgearbeitet.

Das Dokument der Programmplanung erfüllt die vorge-
schriebenen Bedingungen und enthält die erforderlichen
Angaben gemäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr.
4253/88.

Diese Intervention erfüllt die Bedingungen von Artikel 13
der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 und wird folglich auf
der Grundlage eines integrierten Konzepts durchgeführt,
an dessen Finanzierung sich mehrere Fonds beteiligen.

Gemäß Artikel 1 der Haushaltsordnung vom 21.
Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europä-
ischen Gemeinschaften (7), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG, Euratom, EGKS) Nr. 2335/95 (8), ist bei
rechtlichen Verpflichtungen, die für Maßnahmen einge-
gangen worden sind, deren Durchführung sich über mehr
als ein Haushaltsjahr erstreckt, ein Durchführungstermin
festzulegen, der gegenüber dem Begünstigten zum Zeit-
punkt der Beihilfegewährung in geeigneter Form zu
bestimmen ist.

Artikel 20 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88
sieht vorbehaltlich der Verfügbarkeit entsprechender
Haushaltsmittel eine einzige Mittelbindung vor, wenn der
Gesamtbetrag der Gemeinschaftsbeteiligung für den
Programmierungszeitraum 40 Millionen ECU nicht über-
schreitet.

Es empfiehlt sich, darauf hinzuweisen, daß die vorlie-
gende Entscheidung den Vorschriften der Entscheidung
K(97) 1035/6 der Kommission vom 23. April 1997 zur
Änderung der Entscheidungen betreffend die Genehmi-
gung von Gemeinschaftlichen Förderkonzepten, Einheit-
lichen Programmplanungsdokumenten und Programmen
im Rahmen der Gemeinschaftsinitiativen, die im
Hinblick auf Italien getroffen worden sind, bezüglich der
Förderfähigkeit der Ausgaben unterworfen ist.

Alle sonstigen Bedingungen für die Gewährung einer
Beteiligung des EFRE und des ESF sind erfüllt —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in einem Dokument zusammengefaßte Programm-
planung für die Strukturinterventionen der Gemeinschaft
in der in Italien unter das Ziel 2 fallenden Region Friuli-
Venezia Giulia für den Zeitraum vom 1. Januar 1997 bis
31. Dezember 1999 wird genehmigt.

Artikel 2

Das Dokument der Programmplanung enthält folgende
wesentliche Einzelheiten:

a) die prioritären Schwerpunkte für die gemeinsame
Aktion, ihre quantifizierten spezifischen Ziele, die
Beurteilung der erwarteten Auswirkungen und ihrer
Kohärenz mit der Wirtschafts-, Sozial- und Regional-
politik in Italien;

die prioritären Schwerpunkte sind die folgenden:

1. Gründung und Entwicklung von Unternehmen,

2. Innovationstransfer,
(1) ABl. L 170 vom 3. 7. 1990, S. 36.
(2) ABl. L 290 vom 11. 11. 1994, S. 4.
(3) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 15.
(4) ABl. L 193 vom 31. 7. 1993, S. 34.
(5) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 21.
(6) ABl. L 193 vom 31. 7. 1993, S. 39.

(7) ABl. L 356 vom 31. 12. 1977, S. 1.
(8) ABl. L 240 vom 7. 10. 1995, S. 12.



¬ ¬DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 14/2120. 1. 98

3. Wiederbelebung des Raums,

4. Valorisierung der Humanressourcen,

5. technische Hilfe;

b) die Beteiligung der Strukturfonds gemäß Artikel 4;

c) die Einzelheiten der Durchführung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung,
darunter:

— die Einzelheiten der Begleitung und Bewertung,

— die Bestimmungen über die finanzielle Abwick-
lung,

— die Vorschriften zu Beachtung der Gemeinschafts-
politiken;

d) die Einzelheiten der Überprüfung der Zusätzlichkeit
und ihre erste Bewertung;

e) die Vorkehrungen für die Beteiligung der Umweltbe-
hörden an der Durchführung der in einem Dokument
zusammengefaßten Programmplanung;

f) die Bereitstellung von Mitteln für die technische Hilfe
zur Vorbereitung, Durchführung oder Anpassung der
betreffenden Aktionen.

Artikel 3

(1) Zu Zwecken der Indexierung beträgt die jährliche
Aufteilung der höchstmöglichen globalen Mittelzuwei-
sung für den Beitrag der Strukturfonds:

in Millionen ECU (Preise 1997)

1997 9,280

1998 9,659

1999 10,061

Insgesamt 29,000

(2) Zu dieser höchstmöglichen globalen Mittelzuwei-
sung kommt ein nicht der Indexierung unterliegender
Betrag von 10,242 Millionen ECU aus nicht verwendeten
Finanzmitteln des entsprechenden Dokuments der
Programmplanung für den Programmierungszeitraum
1994 bis 1996 hinzu.

Artikel 4

Die im Rahmen des Dokuments der Programmplanung
gewährte Beteiligung der Strukturfonds beträgt höchstens
39,242 Millionen ECU.

Die Einzelheiten für die Gewährung der finanziellen
Beteiligung, einschließlich der Beteiligung der Fonds an

den einzelnen Schwerpunkten und Maßnahmen, sind im
Finanzierungsplan und in den detaillierten Durchfüh-
rungsvorschriften, die Bestandteile des Dokuments der
Programmplanung sind, aufgeführt.

Der vorgesehene nationale Finazierungsbedarf in Höhe
von etwa 67,792 Millionen ECU für den öffentlichen und
1,377 Millionen ECU für den privaten Bereich kann teil-
weise durch Gemeinschaftsdarlehen, insbesondere der
EIB, gedeckt werden.

Artikel 5

(1) Der Gesamtbetrag der gewährten Gemeinschaftsbe-
teiligung wird zwischen den Strukturfonds wie folgt
aufgeteilt:

— EFRE 28,032 Millionen ECU

— ESF 11,210 Millionen ECU.

(2) Die Mittelbindungen anläßlich der Genehmigung
des Dokuments der Programmplanung betreffen den
Gesamtbetrag der Gemeinschaftsbeteiligung.

(3) Die Zahlungen für die finanziellen Beteiligungen
werden nach dem ersten Vorschuß gemäß Artikel 21
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 ausgesetzt,
bis die Kommission auf der Grundlage geeigneter
Angaben des Mitgliedstaats die Einhaltung des Zusätz-
lichkeitsprinzips überprüft hat.

Artikel 6

Die Aufteilung auf die Strukturfonds und die Einzelheiten
für die Gewährung der Beteiligung können sich später
entsprechend den Anpassungen ändern, die unter Beach-
tung der Verfügbarkeit der Haushaltsmittel und der Haus-
haltsbestimmungen nach dem Verfahren des Artikels 25
Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 beschlossen
werden.

Artikel 7

Die Gemeinschaftsbeteiligung bezieht sich auf Ausgaben
für die Maßnahmen im Rahmen des Dokuments der
Programmplanung, für die in dem Mitgliedstaat verbind-
liche Vereinbarungen getroffen und die erforderlichen
Mittel spätestens am 31. Dezember 1999 gebunden
worden sind. Die Ausgaben für diese Maßnahmen werden
bis zum 31. Dezember 2001 berücksichtigt.
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Artikel 8

Das Dokument der Programmplanung ist in Überein-
stimmung mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit
den Artikeln 6, 30, 48, 52 und 59 des Vertags, sowie mit
den Gemeinschaftsrichtlinien über die Koordinierung der
Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge auszu-
führen.

Artikel 9

Diese Entscheidung ist den im Anhang der Entscheidung
K(97) 1035/6 aufgeführten Vorschriften unterworfen.

Artikel 10

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik
gerichtet.

Brüssel, den 18. Dezember 1997

Für die Kommission

Monika WULF-MATHIES

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 22. Dezember 1997

zur Genehmigung der in einem Dokument zusammengefaßten Programmpla-
nung für die Strukturinterventionen der Gemeinschaft in der in Italien unter das

Ziel 2 fallenden Region Lazio

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(98/79/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates
vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koordinierung
der Interventionen der verschiedenen Strukturfonds einer-
seits und zwischen diesen und den Interventionen der
Europäischen Investitionsbank und der sonstigen vorhan-
denen Finanzinstrumente andererseits (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 3193/94 (2), insbesondere
auf Artikel 10 Absatz 1 letzter Unterabsatz,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für die
Entwicklung und Umstellung der Regionen und des
Ausschusses gemäß Artikel 124 des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Das Verfahren für die Planung der Strukturinterventionen
im Rahmen von Ziel 2 ist in Artikel 9 Absätze 6 bis 10
der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates vom 24.
Juni 1988 über Aufgaben und Effizienz der Strukturfonds
und über die Koordinierung ihrer Interventionen unter-
einander sowie mit denen der Europäischen Investitions-
bank und der anderen vorhandenen Finanzinstrumente (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3193/94,
beschrieben. Gemäß Artikel 5 Absatz 2 letzter Unterab-
satz der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 können die
Mitgliedstaaten jedoch die für den Regionalentwicklungs-
plan gemäß Artikel 9 Absatz 8 der Verordnung (EWG)
Nr. 2052/88 erforderlichen Angaben und die gemäß
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88
erforderlichen Angaben in einem einzigen Dokument für
die Programmplanung vorlegen. Gemäß Artikel 10 Absatz
1 letzter Unterabsatz legt die Kommission in diesem Fall
die Einzelheiten gemäß Artikel 8 Absatz 3 und die Betei-
ligung der Fonds gemäß Artikel 14 Absatz 3 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 in einer
einzigen Entscheidung fest.

Die Kommission hat mit der Entscheidung 96/472/EG (4)
das Verzeichnis der Industriegebiete mit rückläufiger

Entwicklung, die unter das Ziel 2 fallen, für den Program-
mierungszeitraum von 1997 bis 1999 aufgestellt.

Der vorgesehene Höchstbetrag der Beteiligung der Struk-
turfonds an dem vorliegenden Dokument der Programm-
planung setzt sich zusammen aus den Richtanteilen für
die Aufteilung der Verpflichtungsermächtigungen der
Strukturfonds im Rahmen von Ziel 2 für den Program-
mierungszeitraum 1997 bis 1999 entsprechend der
Entscheidung 96/468/EG der Kommission (5) und nicht
verwendeten Finanzmitteln in Höhe von 5,944 504
Millionen ECU aus dem entsprechenden Dokument der
Programmplanung für den Programmierungszeitraum
1994 bis 1996 entsprechend der Entscheidung K(96)
4179/2 der Kommission vom 18. Dezember 1996.

Die italienische Regierung hat der Kommission am 4.
Oktober 1996 gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 4253/88 die in einem Dokument zusammen-
gefaßte Programmplanung für die Region Lazio vorgelegt.
Dieses Dokument enthält die in Artikel 9 Absatz 8 der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 und in Artikel 14 Absatz
2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 genannten
Angaben. Die im Rahmen dieses Dokuments der
Programmplanung getätigten Ausgaben sind von diesem
Zeitpunkt an förderungsfähig.

Das von diesem Mitgliedstaat vorgelegte Dokument der
Programmplanung enthält unter anderem die Beschrei-
bung der gewählten Schwerpunkte, die Anträge auf Betei-
ligung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung
(EFRE) und des Europäischen Sozialfonds (ESF) sowie
Angaben zur Verwendung der vorgesehenen Mittel der
Europäischen Investitionsbank (EIB) und der sonstigen
Finanzinstrumente für die Durchführung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung.

Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 hat
die Kommission im Rahmen der Partnerschaft die Koor-
dinierung und die Kohärenz zwischen der Beteiligung der
Fonds und den Interventionen der EIB und der sonstigen
Finanzinstrumente zu gewährleisten.

Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
4253/88, der entsprechend für die Erstellung des Doku-
ments der Programmplanung gilt, wurde die EIB zur(1) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 1.

(2) ABl. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 11.
(3) ABl. L 185 vom 15. 7. 1988, S. 9.
(4) ABl. L 193 vom 3. 8. 1996, S. 54. (5) ABl. L 192 vom 2. 8. 1996, S. 29.
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Erstellung des Dokuments der Programmplanung hinzu-
gezogen. Sie erklärte sich bereit, zur Verwirklichung
dieser Programmplanung im Einklang mit ihrer Satzung
beizutragen. Jedoch ist es gegenwärtig noch nicht
möglich, die dem Finanzierungsbedarf entsprechenden
Gemeinschaftsdarlehen genau zu ermitteln.

Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1866/90
der Kommission vom 2. Juli 1990 über die Einzelheiten
der Verwendung des Ecu beim Haushaltsvollzug für die
Strukturfonds (1), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2745/94 (2), bestimmt, daß die in den Entschei-
dungen der Kommission zur Genehmigung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung, der für
den gesamten Zeitraum beschlossene Gemeinschaftsbei-
trag und die jährliche Aufteilung dieser Mittel in Ecu zu
Preisen des Jahres, in dem die betreffende Entscheidung
ergeht, ausgedrückt werden und der Indexierung unter-
liegen. Diese jährliche Aufteilung der Mittel muß der
Progression der Verpflichtungsermächtigungen gemäß
Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88
entsprechen. Für die Indexierung gilt ein einziger Satz
pro Jahr, der demjenigen entspricht, anhand dessen die
Haushaltsmittel im Rahmen der jährlichen technischen
Anpassung der Finanziellen Vorausschau indexiert
werden.

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4254/88 des
Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 in bezug auf den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung (3), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2083/93 (4), sind die
Aktionen beschrieben, an deren Finanzierung sich der
EFRE beteiligen kann.

In Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4255/88 des
Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europä-
ischen Sozialfonds (5), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2084/93 (6), sind die Aktionen beschrieben, an
deren Finanzierung sich der ESF beteiligen kann.

Das Dokument der Programmplanung wurde im Einver-
nehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat im Rahmen
der Partnerschaft gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 2052/88 ausgearbeitet.

Für die Maßnahme 2.3 sind noch nicht alle erforderlichen
Einzelheiten für eine angemessene Bewertung der
Bestimmungen für die Durchführung und Verwaltung
verfügbar; die Mittelbindungen sind daher um die
entsprechenden Beträge für diese Maßnahme zu kürzen,
bis die genannten Bestimmungen von den Dienststellen
der Kommission genehmigt sind.

Diese Intervention erfüllt die Bedingungen von Artikel 13
der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 und wird folglich auf
der Grundlage eines integrierten Konzepts durchgeführt,
an dessen Finanzierung sich mehrere Fonds beteiligen.

Gemäß Artikel 1 der Haushaltsordnung vom 21.
Dezember 1977 für den Gesamthaushaltsplan der Europä-
ischen Gemeinschaften (7), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG, Euratom, EGKS) Nr. 2335/95 (8), ist bei
rechtlichen Verpflichtungen, die für Maßnahmen einge-
gangen worden sind, deren Durchführung sich über mehr
als ein Haushaltsjahr erstreckt, ein Durchführungstermin
festzulegen, der gegenüber dem Begünstigten zum Zeit-
punkt der Beihilfegewährung in geeigneter Form zu
bestimmen ist.

Es empfiehlt sich, darauf hinzuweisen, daß die vorlie-
gende Entscheidung den Vorschriften der Entscheidung
K(97) 1035/6 der Kommission vom 23. April 1997 zur
Änderung der Entscheidungen betreffend die Genehmi-
gung von Gemeinschaftlichen Förderkonzepten, Einheit-
lichen Programmplanungsdokumenten und Programmen
im Rahmen der Gemeinschaftsinitiativen, die im
Hinblick auf Italien getroffen worden sind, bezüglich der
Förderfähigkeit der Ausgaben unterworfen ist.

Alle sonstigen Bedingungen für die Gewährung einer
Beteiligung des EFRE und des ESF sind erfüllt —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in einem Dokument zusammengefaßte Programm-
planung für die Strukturinterventionen der Gemeinschaft
in der in Italien unter das Ziel 2 fallenden Region Lazio
für den Zeitraum vom 1. Januar 1997 bis 31. Dezember
1999 wird genehmigt.

Artikel 2

Das Dokument der Programmplanung enthält folgende
wesentliche Einzelheiten:

a) die prioritären Schwerpunkte für die gemeinsame
Aktion, ihre quantifizierten spezifischen Ziele, die
Beurteilung der erwarteten Auswirkungen und ihrer
Kohärenz mit der Wirtschafts-, Sozial- und Regional-
politik in Italien;

die prioritären Schwerpunkte sind die folgenden:

1. Aufwertung und Verbesserung der Umwelt,

2. Entwicklung und Stärkung der KMU,
(1) ABl. L 170 vom 3. 7. 1990, S. 56.
(2) ABl. L 290 vom 11. 11. 1994, S. 4.
(3) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 15.
(4) ABl. L 193 vom 31. 7. 1993, S. 34.
(5) ABl. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 21.
(6) ABl. L 193 vom 31. 7. 1993, S. 29.

(7) ABl. L 356 vom 31. 12. 1977, S. 1.
(8) ABl. L 240 vom 7. 10. 1995, S. 12.
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3. Wiederbelebung und Entwicklung des Raums,

4. Valorisierung der Humanressourcen,

5. technische Hilfe;

b) die Beteiligung der Strukturfonds gemäß Artikel 4;

c) die Einzelheiten der Durchführung der in einem
Dokument zusammengefaßten Programmplanung,
darunter:

— die Einzelheiten der Begleitung und Bewertung,

— die Bestimmungen über die finanzielle Abwick-
lung,

— die Vorschriften zu Beachtung der Gemeinschafts-
politiken;

d) die Einzelheiten der Überprüfung der Zusätzlichkeit
und ihre erste Bewertung;

e) die Vorkehrungen für die Beteiligung der Umweltbe-
hörden an der Durchführung der in einem Dokument
zusammengefaßten Programmplanung;

f) die Bereitstellung von Mitteln für die technische Hilfe
zur Vorbereitung, Durchführung oder Anpassung der
betreffenden Aktionen.

Artikel 3

(1) Zu Zwecken der Indexierung beträgt die jährliche
Aufteilung der höchstmöglichen globalen Mittelzuwei-
sung für den Beitrag der Strukturfonds:

in Millionen ECU (Preise 1997)

1997 21,300

1998 24,850

1999 24,850

Insgesamt 71,000

(2) Zu dieser höchstmöglichen globalen Mittelzuwei-
sung kommt ein nicht der Indexierung unterliegender
Betrag von 5,944 504 Millionen ECU aus nicht verwen-
deten Finanzmitteln des entsprechenden Dokuments der
Programmplanung für den Programmierungszeitraum
1994 bis 1996 hinzu.

Artikel 4

Die im Rahmen des Dokuments der Programmplanung
gewährte Beteiligung der Strukturfonds beträgt höchstens
76,944 504 Millionen ECU.

Die Einzelheiten für die Gewährung der finanziellen
Beteiligung, einschließlich der Beteiligung der Fonds an
den einzelnen Schwerpunkten und Maßnahmen, sind im

Finanzierungsplan und in den detaillierten Durchfüh-
rungsvorschriften, die Bestandteile des Dokuments der
Programmplanung sind, aufgeführt.

Der vorgesehene nationale Finazierungsbedarf in Höhe
von etwa 97,805 Millionen ECU für den öffentlichen und
12,313 Millionen ECU für den privaten Bereich kann teil-
weise durch Gemeinschaftsdarlehen, insbesondere der
EIB, gedeckt werden.

Artikel 5

(1) Der Gesamtbetrag der gewährten Gemeinschaftsbe-
teiligung wird zwischen den Strukturfonds wie folgt
aufgeteilt:

— EFRE 62,386 000 Millionen ECU

— ESF 14,558 504 Millionen ECU.

(2) Die Mittelbindungen für die erste Jahrestranche
sind die folgenden:

— EFRE 14,811 800 Millionen ECU

— ESF 4,463 100 Millionen ECU.

Die Mittelbindungen enthalten nicht die die Maßnahme
2.3 betreffenden Beträge. Die diesbezüglichen Mittelbin-
dungen werden nach der Genehmigung der Durchfüh-
rungsbestimmungen für die genannte Maßnahme durch
die Dienststellen der Kommission vorgenommen.

Die Mittelbindungen für die darauffolgenden Jahres-
tranchen werden sich auf den Finanzierungsplan des
Dokuments der Programmplanung und auf die bei der
Durchführung erzielten Forschritte stützen.

Artikel 6

Die Aufteilung auf die Strukturfonds und die Einzelheiten
für die Gewährung der Beteiligung können sich später
entsprechend den Anpassungen ändern, die unter Beach-
tung der Verfügbarkeit der Haushaltsmittel und der Haus-
haltsbestimmungen nach dem Verfahren des Artikels 25
Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 beschlossen
werden.

Artikel 7

Die Gemeinschaftsbeteiligung bezieht sich auf Ausgaben
für die Maßnahmen im Rahmen des Dokuments der
Programmplanung, für die in dem Mitgliedstaat verbind-
liche Vereinbarungen getroffen und die erforderlichen
Mittel spätestens am 31. Dezember 1999 gebunden
worden sind. Die Ausgaben für diese Maßnahmen werden
bis zum 31. Dezember 2001 berücksichtigt.
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Artikel 8

Das Dokument der Programmplanung ist in Überein-
stimmung mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere mit
den Artikeln 6, 30, 48, 52 und 59 des Vertags, sowie mit
den Gemeinschaftsrichtlinien über die Koordinierung der
Verfahren für die Vergabe öffentlicher Aufträge auszu-
führen.

Artikel 9

Diese Entscheidung ist den im Anhang der Entscheidung
K(97) 1035/6 aufgeführten Vorschriften unterworfen.

Artikel 10

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik
gerichtet.

Brüssel, den 22. Dezember 1997

Für die Kommission

Monika WULF-MATHIES

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 7. Januar 1998

zur Änderung des Anhangs II der Richtlinie 92/44/EWG des Rates

(Text von Bedeutung für den EWR)

(98/80/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 92/44/EWG des Rates vom 5.
Juni 1992 zur Einführung des offenen Netzzugangs bei
Mietleitungen (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie
97/51/EG (2), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

In Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 92/44/EWG werden
Änderungen zur Anpassung des Anhangs II an neue
technologische Entwicklungen und Änderungen der
Marktnachfrage gefordert, wobei dem Entwicklungsstand
der nationalen Netze Rechnung zu tragen ist.

Das Europäische Institut für Telekommunikations-
normen (ETSI) hat im Rahmen eines Normungsauftrags
der Kommission europäische Telekommunikations-
normen (ETS) für Mietleitungen verabschiedet, die auf
der Grundlage der einschlägigen Empfehlungen der
Internationalen Fernmeldeunion (IFU) entwickelt
wurden.

Die Telekommunikationsorganisationen brauchen beste-
hende Mietleitungsangebote nicht aufzuheben.

Gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 92/44/EWG hat
die Kommission den Entwurf dieser Entscheidung dem
ONP-Ausschuß nach dem Verfahren des Artikels 10 der

Richtlinie 90/387/EWG des Rates (3) zur Stellungnahme
vorgelegt.

Die mit dieser Entscheidung beschlossene Änderung des
Anhangs II der Richtlinie 92/44/EWG entspricht der
Stellungnahme des ONP-Ausschusses 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang II der Richtlinie 92/44/EWG wird durch den
Anhang dieser Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Vorschriften, um dieser Entscheidung innerhalb von zwei
Monaten nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften nachzukommen.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 7. Januar 1998

Für die Kommission
Martin BANGEMANN

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 165 vom 19. 6. 1992, S. 27.
(2) ABl. L 295 vom 29. 10. 1997, S. 23. (3) ABl. L 192 vom 24. 7. 1990, S. 1.
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Technische Merkmale

Mietleitungstyp
Schnittstellenspezifikation Anschlußmerkmale und

Leistungsspezifikationen

ANHANG

„ANHANG II

Festlegung eines Mindestangebots an Mietleitungen mit harmonisierten technischen Merkmalen
gemäß Artikel 7

Sprachbandbreite normaler
Qualität, analog

2-Draht (1) - ETS 300 448 (3)
oder

4-Draht (2) - ETS 300 451 (4)

2-Draht - ETS 300 448 (3)
4-Draht - ETS 300 451 (4)

Sprachbandbreite spezieller
Qualität, analog

2-Draht (1) - ETS 300 449 (5)
oder

4-Draht (2) - ETS 300 452 (6)

2-Draht - ETS 300 449 (5)
4-Draht - ETS 300 452 (6)

64 kbit/s digital (7) ETS 300 288
ETS 300 288/A1 (8)

ETS 300 289

2 048 kbit/s digital
unstrukturiert (9)

ETS 300 418 ETS 300 247
ETS 300 247/A1

2 048 kbit/s digital
strukturiert (10)

ETS 300 418 (11) ETS 300 419 (12)

(1) Die Anforderungen für den Anschluß von Endgeräten an diese Mietleitungen sind in der gemeinsamen technischen
Vorschrift 15 (CTR 15) beschrieben.

(2) Die Anforderungen für den Anschluß von Endgeräten an diese Mietleitungen sind in der gemeinsamen technischen
Vorschrift 17 (CTR 17) beschrieben.

(3) Früher gemäß IFU-T (bisher CCITT)-Empfehlung M.1040 (Fassung von 1988) anstelle der ETS 300 448.
(4) Früher gemäß IFU-T (bisher CCITT)-Empfehlung M.1040 (Fassung von 1988) anstelle der ETS 300 451.
(5) Früher gemäß IFU-T (bisher CCITT)-Empfehlungen M.1020/M.1025 (Fassung von 1988) anstelle der ETS 300 449.
(6) Früher gemäß IFU-T (bisher CCITT)-Empfehlungen M.1020/M.1025 (Fassung von 1988) anstelle der ETS 300 452.
(7) Die Anforderungen für den Anschluß von Endgeräten an diese Mietleitungen sind in der gemeinsamen technischen

Vorschrift 14 (CTR 14) beschrieben.
(8) Für eine Übergangszeit, welche über den 31. Dezember 1997 hinausreicht, können diese Mietleitungen auch mit anderen

Schnittstellen, die auf X.21 oder X.21 bis anstelle der ETS 300 288 basieren, zugrunde gelegt werden.
(9) Die Anforderungen für den Anschluß von Endgeräten an diese Mietleitungen sind in der gemeinsamen technischen

Vorschrift 12 (CTR 12) beschrieben.
(10) Die Anforderungen für den Anschluß von Endgeräten an diese Mietleitungen sind in der gemeinsamen technischen

Vorschrift 13 (CTR 13) beschrieben.
(11) Früher gemäß IFU-T (bisher CCITT)-Empfehlungen G.703, G.704 (ausgenommen Abschnitt 5) und G.706 (zyklische

Blockprüfung) (Fassung von 1988) anstelle der ETS 300 418.
(12) Früher gemäß IFU-T (bisher CCITT)-Empfehlungen der Reihe G.800 (Fassung von 1988) anstelle der ETS 300 419.

Bei den obengenannten Mietleitungstypen gelten die genannten Spezifikationen gemäß der Definition in
Artikel 2 der Richtlinie 90/387/EWG auch für die Netzabschlußpunkte.“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 14. Januar 1998

zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, für nicht als Pflanzgut bestimmte
Kartoffeln/Erdäpfel mit Ursprung in Neuseeland Ausnahmen von einigen

Vorschriften der Richtlinie 77/93/EWG des Rates zuzulassen

(98/81/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 77/93/EWG des Rates vom 21.
Dezember 1976 über Maßnahmen zum Schutz der
Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung
von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeug-
nisse (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/14/
EG (2), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1,

auf Antrag des Vereinigten Königreichs,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß der Richtlinie 77/93/EWG dürfen Kartoffeln/
Erdäpfel (*) mit Ursprung in Neuseeland, die nicht als
Pflanzgut bestimmt sind, wegen der Gefahr der
Einschleppung von in der Gemeinschaft unbekannten
Kartoffel-/Erdäpfelkrankheiten grundsätzlich nicht in die
Gemeinschaft verbracht werden.

Von Neuseeland übermittelte Informationen berechtigen
zu der Annahme, daß Kartoffeln/Erdäpfel in diesem Land
unter angemessenen hygienischen Bedingungen angebaut
werden können und derzeit keine Gefahr der Einschlep-
pung exotischer Kartoffel-/Erdäpfelkrankheiten besteht.
Außerdem wendet Neuseeland in der Kartoffel-/Erdäp-
felerzeugung angemessene Gesundheits- und Qualitäts-
maßstäbe an.

Was die Anforderungen gemäß Anhang IV Teil A
Abschnitt I Nummer 25.2 der Richtlinie 77/93/EWG
betrifft, so ist auf der Grundlage der von Neuseeland
übermittelten Informationen und anhand der internatio-
nalen wissenschaftlichen Literatur festzustellen, daß
Neuseeland bekanntlich frei von Clavibacter michiga-
nensis ssp. sepedonicus ist.

Das Vereinigte Königreich hat zugesagt, Kartoffeln/
Erdäpfel, ausgenommen Pflanzgut, mit Ursprung in
Neuseeland, nur während eines befristeten Zeitraums
einzuführen.

Die Kommission stellt sicher, daß Neuseeland alle
technischen Unterlagen, die zur Beurteilung des pflanzen-
gesundheitlichen Zustands der Kartoffel-/Erdäpfelproduk-
tion in Neuseeland erforderlich sind, zugänglich macht.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, nach
Maßgabe von Absatz 2 für nicht als Pflanzgut bestimmte
Kartoffeln/Erdäpfel mit Ursprung in Neuseeland
Ausnahmen von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie
77/93/EWG hinsichtlich der Verbote von Anhang III Teil
A Nummer 12 derselben Richtlinie vorzusehen.

(2) Zusätzlich zu den für Kartoffeln/Erdäpfel geltenden
Anforderungen der Anhänge I und II der Richtlinie
77/93/EWG müssen dabei folgende Voraussetzungen
erfüllt sein:

a) Die Kartoffeln/Erdäpfel sind nicht als Pflanzgut
bestimmt.

b) Sie sind in Neuseeland direkt aus Pflanzgut
erwachsen, das im Rahmen des neuseeländischen
Zertifizierungssystems für Kartoffel-/Erdäpfelpflanzgut
zertifiziert wurde oder das in einem der Mitglied-
staaten zertifiziert und ausschließlich aus den
Mitgliedstaaten nach Neuseeland eingeführt worden
ist oder das in einem anderen Land zertifiziert wurde,
für das nach der Richtlinie 77/93/EWG die Verbrin-
gung von Kartoffel-/Erdäpfelpflanzgut in die Gemein-
schaft zulässig ist.

c) Sie wurden mit Keimhemmungsmitteln behandelt,
ausgenommen Frühkartoffeln.

d) Sie sind in Gebieten angebaut worden, die als frei von
Synchytrium endobioticum (Schilbersky) Percival
bekannt sind, wobei seit Beginn eines angemessenen
Zeitraums weder auf der Anbaufläche noch in ihrer
unmittelbaren Umgebung Anzeichen eines Befalls
durch Synchytrium endobioticum (Schilbersky)
Percival festgestellt worden sind.

(1) ABl. L 26 vom 31. 1. 1977, S. 20.
(2) ABl. L 87 vom 2. 4. 1997, S. 17.
(*) Österreichischer Ausdruck gemäß Protokoll Nr. 10 zur Bei-

trittsakte 1994.
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e) — Sie sind in Gebieten angebaut worden, in denen
das Auftreten von Pseudomonas solanacearum
(Smith) Smith nicht bekannt ist;

— sie müssen ferner bei der Vegetationsprüfung und
der Knollenprüfung in allen Wachstumsstadien als
frei von Graphognathus leucoloma (Boheman) und
zusätzlich bei der Knollenprüfung als frei von
allen Anzeichen von Graphognathus leucoloma
(Boheman) befunden worden sein, und

— sie müssen sich bei der Vegetationsprüfung und
gegebenenfalls bei Tests an Boden- und Pflanzen-
proben als frei von den Schadorganismen Globo-
dera pallida (Stone) Behrens, Globodera rosto-
chiensis (Wollenweber) Behrens, Pseudomonas
solanacearum (Smith) Smith und Synchytrium
endobioticum (Schilbersky) Percival erwiesen
haben. Auf Anfrage der Kommission werden ihr
die Ergebnisse der Prüfungen und der Tests mitge-
teilt.

f) Sie dürfen nur mit Geräten in Berührung gekommen
sein, die eigens für sie bestimmt sind oder die nach
jeder Verwendung für andere Zwecke in geeigneter
Weise desinfiziert worden sind.

g) Sie sind entweder in neuen Säcken oder in Behält-
nissen verpackt, die in geeigneter Weise desinfiziert
worden sind. Jeder Sack bzw. jedes Behältnis ist mit
einem amtlichen Etikett zu versehen, das die im
Anhang genannten Angaben trägt.

h) Vor der Ausfuhr sind die Kartoffeln/Erdäpfel von
Erde, Blättern und sonstigen Pflanzenresten gereinigt
worden.

i) Die für die Gemeinschaft bestimmten Kartoffeln/
Erdäpfel müssen von einem Pflanzengesundheits-
zeugnis begleitet sein, das in Neuseeland gemäß
Artikel 7 der Richtlinie 77/93/EWG aufgrund einer
Untersuchung gemäß der genannten Richtlinie ausge-
stellt wurde und in dem vor allem die Freiheit von
den in den Buchstaben d) und e) genannten Schader-
regern bescheinigt wird.

Das Pflanzengesundheitszeugnis muß unter Rubrik
„Zusätzliche Erklärung“ den Vermerk enthalten:
„Diese Sendung erfüllt die Bedingungen der Entschei-
dung 98/81/EG.“

j) Die Kartoffeln/Erdäpfel dürfen nur über solche
Grenzübergangsorte verbracht werden, die von einem
Mitgliedstaat, der diese Ausnahmeregelung anwendet,
für die Zwecke dieser Ausnahme bestimmt worden
sind und die sich auf seinem Territorium befinden
müssen.

k) Vor der Verbringung in die Gemeinschaft wird der
Einführer amtlich über die Bedingungen gemäß den
Buchstaben a) bis k) unterrichtet. Der Einführer zeigt
jedwede Verbringung vorab rechtzeitig bei den zustän-

digen amtlichen Stellen des Einfuhrmitgliedstaats an,
und dieser Mitgliedstaat übermittelt der Kommission
unverzüglich folgende Einzelheiten der Mitteilung:

— Art des Materials,

— Menge,

— vorgesehener Zeitpunkt der Einfuhr und Bestäti-
gung des Grenzübergangsorts.

Zum Zeitpunkt der Einfuhr bestätigt der Einführer
die vorab übermittelten Einzelheiten.

l) Die Untersuchungen gemäß Artikel 12 der Richtlinie
77/93/EWG werden von den in derselben Richtlinie
genannten zuständigen amtlichen Stellen durchge-
führt. Unbeschadet der Überwachung gemäß Artikel
19a Absatz 3 zweiter Gedankenstrich erste Möglich-
keit legt die Kommission fest, inwieweit die Untersu-
chungen gemäß Artikel 19a Absatz 3 zweiter Gedan-
kenstrich zweite Möglichkeit der vorgenannten Richt-
linie in das Untersuchungsprogramm gemäß Artikel
19a Absatz 5 Buchstabe c) derselben Richtlinie aufge-
nommen werden können.

m) Der Mitgliedstaat, der von dieser Ausnahme Gebrauch
macht, zieht gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit
dem Einfuhrmitgliedstaat aus jeder Sendung von 50
Tonnen der nach dieser Entscheidung eingeführten
Kartoffeln/Erdäpfel oder aus jedem Teil davon minde-
stens zwei Stichproben von je 200 Knollen für
amtliche Untersuchungen auf Pseudomonas solana-
cearum gemäß dem vorläufigen Gemeinschaftsver-
fahren für den qualitativen und quantitativen
Nachweis von Pseudomonas solanacearum und im
Fall von Clavibacter michiganensis ssp. sepedonicus
gemäß dem Gemeinschaftsverfahren für den qualita-
tiven und quantitativen Nachweis von Clavibacter
michiganensis ssp. sepedonicus. Verdächtige Partien
verbleiben getrennt unter amtlicher Überwachung
und dürfen nicht in den Verkehr gebracht oder
verwendet werden, bis sich bestätigt hat, daß die
Anwesenheit von Pseudomonas solanacearum und
Clavibacter michiganensis ssp. sepedonicus aufgrund
dieser Untersuchungen weder zu vermuten noch fest-
zustellen ist.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten unterrichten die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission im Wege der Notifizierung
nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe k) erster Satz, wenn sie
von dieser Ermächtigung Gebrauch machen. Sie melden
der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten vor
dem 1. Juli 1998 die gemäß dieser Entscheidung einge-
führten Mengen und übermitteln einen ausführlichen
technischen Bericht über die amtlichen Untersuchungen
gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe l). Die Kommission
erhält eine Abschrift von jedem Pflanzengesundheits-
zeugnis.
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Artikel 3

(1) Die Ermächtigung gemäß Artikel 1 gilt vom 15.
Januar 1998 bis zum 30. April 1998.

(2) Die Ermächtigung wird widerrufen, wenn sich her-
ausstellt, daß die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Bedin-
gungen die Einschleppung von Schadorganismen nicht
verhindern konnten oder daß sie nicht eingehalten
worden sind.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 14. Januar 1998

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

ANHANG

Vorgeschriebene Etikettangaben

(gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g))

1. Name der das Etikett ausstellenden Behörde

2. Name der Ausfuhrorganisation, falls verfügbar

3. Angabe „Neuseeländische Kartoffeln/Erdäpfel, nicht als Pflanzgut bestimmt“

4. Sorte

5. Erzeugungsort

6. Größe

7. Angegebenes Eigengewicht

8. Angabe „Gemäß den EG-Vorschriften 1998“

9. Aufdruck oder Stempel im Auftrag der neuseeländischen Pflanzengesundheitsbehörde

10. Kennzeichnung der Sendung durch Code, Zeichen oder sonstige leicht zu entschlüsselnde äußere
Markierung
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